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Zu laut, zu viel, zu dumm, niemand hört mehr zu, niemand ist mehr be-
weglich oder offen oder im Geringsten wohlwollend. Gebäudeenergie-
gesetz, deutsche Staatsräson, Agrardiesel, Einwanderung …

Bei vielen Themen finden sich Beispiele für den dysfunktionalen Sta-
tus quo politischer Kommunikation, für die Unmöglichkeit, ergebnis-
offener öffentlicher Meinungsbildung. Das ist gemeinhin der Befund:
Die Debattenkultur in Deutschland ist in einem desolaten Zustand. Aus
beteiligter Expertensicht analysieren die Politikwissenschaftlerin Julia
Reuschenbach und der Radiojournalist Korbinian Frenzel unsere De-
battenfähigkeit. Sie ordnen das breite Tableau beteiligter Akteure, sie
untersuchen, wer welchen Illusionen zum Opfer fällt. An welchen De-
fekten das Diskurssystem krankt, welche neuartigen Herausforderun-
gen sich stellen. Um schließlich einen Ausweg aus der Misere zu skizzie-
ren, um Ideen, Lösungen, konkrete Handlungsvorschläge einzubringen.

Julia Reuschenbach, geboren 1988,
forscht als Politikwissenschaftlerin
an der Freien Universität Berlin
vor allem zu Parteien und politi-
scher Kommunikation. Sie wird re-
gelmäßig als klarsichtige Expertin
zum Aufstieg der AfD befragt, u.a.
im Podcast Lage der Nation, in
den Tagesthemen, im Politikteil
der Zeit oder auf Spiegel Online.

Korbinian Frenzel, geboren 1978,
moderiert das reichweitenstärkste Format auf Deutschlandfunk Kultur,
in seiner Sendung »Studio 9 – Der Tag mit …« fordert er täglich sich
und Gäste wie Annalena Baerbock, Harald Schmidt, Olaf Scholz, Luisa
Neubauer, Friedrich Merz, Juli Zeh oder Robert Habeck heraus.
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DEFEKTE DEBATTEN





1 Demokratie in der Depression





Was ist nur los?Warum dieses Unbehagen?Warum lassen sich,
wie es Wolfgang Schäuble in seinem letzten Lebensjahr sag-
te, wahrscheinlich ganze Regalmeter* füllen mit Analysen und
Kommentaren, die das Bild eines politischen Systems imVerfall
zeichnen? Habenwir ein ernstes Problem?Oder habenwir mitt-
lerweile zu sehr Gefallen daran gefunden, die Krise herbeizu-
schreiben und herbeizureden – eine Art Beschäftigungsthera-
pie imEnnui etablierterGesellschaften? Ist die Substanz unserer
demokratischen Gesellschaften im Grunde gut – und das Ge-
mecker einfach unverhältnismäßig laut?

Ein klassisches Henne-Ei-Dilemma: War erst die Krise und
danndasRedendarüber?Oder schaffenwir durchdie permanen-
te Krisenbeschreibung das Problem in dieser Dimension nicht
erst selbst?Ohne Frage gibt es eineWechselwirkung. DieOmni-
präsenz der besorgten Analysen, warnenden Kommentare und
mahnenden Zwischenrufe hat mittlerweile – wie Schäuble zu
Recht kritisch anmerkte – eine Eigendynamik, um nicht zu sa-
gen eine eigene Krisendiskursökonomie geschaffen.

Es schadet nicht, diesen Gedanken als kritischen Prüfauftrag
mitzunehmen: Wo dient die Krisendiagnostik dem Ziel der Er-
klärung und idealerweise dem Aufzeigen von Auswegen? Wo
steckt darin möglicherweise eher ein Nachplappern eingeübter
Diskursschleifen? Im harmloseren Fall mag Denkfaulheit dahin-
terstecken. Im weniger harmlosen Fall ist es das bewusste Her-
aufbeschwörenvon Problemlagen, umdaraus politischKapital

* Die Analysen und Überlegungen dieses Buches greifen auf Äußerungen, Stu-
dien, Daten, Interviews und weiterführende Texte zurück. Um ein flüssiges
Lesen dieses Buches zu erleichtern, verwendenwir keine Fußnoten. Alle Belege
und Verweise sind entlang den Kapitelüberschriften durch Textmarken in
Kombinationmit der jeweiligen Seitenzahl in den Anmerkungen ab S. 288 auf-
geführt. Wann immer wir also auf Zitate oder Informationen zurückgreifen
oder verweisen, lohnt sich ein Blick in den Anmerkungsteil.
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zu schlagen. Es wäre verlockend, aber leider zu einfach, die
aufgeregten Debatten unserer Zeit nur als ein Phänomen all-
gemeiner Aufregung zu begreifen. Als eine Art Bühnenshow
(manchmal vielleicht eher ein Schmierentheater), während im
Hintergrund alles seinen gewohnten Gang geht. Krise? Welche
Krise?

Laute und aufgeregt geführte Debatten müssen nicht per se
darauf hindeuten, dass wir es mit tiefgreifenden Herausforde-
rungen oder Krisen zu tun haben. Auch frühere Zeiten waren
geprägt durch zum Teil heftige Debatten und politische Pola-
risierungen, von der Frage der Wiederbewaffnung, über 68 und
die aufgewühlten und gleichzeitig bleiernen 1970er Jahre, vom
Bonner Hofgarten bis weit in die 1990er reichenden Großkon-
flikten, von Schocks wie demMauerbau, dem Terror der RAF
oder derKatastrophe vonTschernobyl: UnsereDemokratie hat-
te schon immer mit Krisen zu kämpfen. Sie war beileibe nicht
harmonisch und zimperlich im Umgang. Und doch ist heute et-
was anders.

Neu ist die geballte Ladung, durch die die Politik und zuneh-
mend auch wir alle mit verschiedensten Konflikten und Her-
ausforderungen konfrontiert sind. »Polykrise« ist der Begriff,
den Wirtschaftshistoriker Adam Tooze etabliert hat, um diese
Überlagerung zu beschreiben. Krisen lösen sich nicht ab, sie
gehen gleichsamnahtlos ineinander über, finden parallel zuein-
ander statt, verstärken sich dabei mitunter gegenseitig.Von in-
nen zerrt der Populismus an den Nerven einer demokratischen
Gesellschaft, von außen gibt es wieder Feinde in einem ganz
klassischen Sinne, als wäre das 20. Jahrhundert mit all seinem
Schrecken und seinem noch größeren Schreckenspotential zu-
rückgekehrt. Währenddessen erhitzt sich der Planet in einem
Tempo, das den Klimawandel, lange die große abstrakte Gefahr,
sehr konkret macht.

Die Gegenwart der Krisen ist das »neue Normal«. Diese Er-
kenntnis hat sich als Binsenweisheit etabliert. Aber sie kann nur
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schlecht darüberhinwegtäuschen, dass wir für dieses »neueNor-
mal« noch keinen zufriedenstellenden Umgang gefunden haben:
Wie verhandelnwir gesellschaftliche und politische Fragen, wenn
permanent Ausnahmezustandherrscht?Wie funktioniert gesell-
schaftlicher Diskurs, wenn die Hauptaufgabe der Politik Kri-
senmanagement ist, also eben häufig Ad-hoc-Politik, die eigent-
lich keine langwierigen Debatten und das vorsichtige Wiegen
von Für und Wider zulassen kann?

Haben wir denn überhaupt noch die nötigen Verschnaufpau-
sen zwischen den Krisen, um diese Fragen ernsthaft zu diskutie-
ren, geschweige denn sie zu beantworten? Offensichtlich nicht.
Die Polykrise führt so unweigerlich zu einer Krise der Debatten-
kultur. Zu defekten Debatten.

Ein gehöriger Anteil der Krisenwahrnehmung unserer Zeit
dürfte allein darin begründet liegen, dass wir dauernd gefor-
dert sind. Es gibt seit geraumer Zeit keine Phasen mehr, die
so etwas wie einen gesellschaftlichen Normalbetrieb darstellen.
Was wir bräuchten, wäre eine Resilienz, eineWiderstandsfähig-
keit gegenüber den Widrigkeiten der permanenten Krise.Was
wir dagegen konstatieren, ist eine für die demokratische Kul-
tur gefährliche Entwicklung: Aus der Erschöpfungwird oftmals
Frust. Man könnte meinen, das Problem wächst vor allem an
den politischen Rändern. Menschen, die abgehängt sind oder
sich so fühlen. Die die Politik als unfähig oder zumindest un-
tätig empfinden. Die in einer immer komplexeren Welt auf der
Suche nach einfachen Antworten sind, die ihnen die Populisten
nur allzu gerne geben. Doch der Frust hat nicht nur die politi-
schen Ränder erfasst, sondern sich bis in den Kreis der an sich
Wohlmeinenden in der politischen Mitte hineingefressen.

Zunächst wird es darum gehen, die Phänomene zu beschreiben,
die dazu führen, dass unsere Debatten Schaden genommen ha-
ben.Neben demFrust, der aus der Erschöpfung erwächst, schau-
en wir genauer auf die Reaktionsmuster – in der Politik, aber
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auch bei uns allen. Mangelt es an Ernsthaftigkeit, mit dieser
ernsten Situation umzugehen?Wir finden dafür leider viele Be-
lege. Dazu kommen neue Unübersichtlichkeiten: Immer mehr
Komplexität, immer mehr Player auf dem Debattenspielfeld
und immer mehr »Ich« statt »Wir«.
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Erschöpfung

Noch nie – seit 1949! – sahen die Menschen so wenig hoff-
nungsvoll auf die nächsten 12 Monate wie zu Beginn des Krie-
ges Russlands gegen die Ukraine.

Das ist angesichts der Dramatik der Nachrichten, dieser für
fast alle neuen Begegnung mit der in Europa überwunden ge-
glaubten Idee, Krieg sei ein Mittel der Politik, nachvollziehbar.
Und es beschreibt auch die Grenzen derMacht demokratischer
und ziviler Politik des eigenen Landes, wenn andere die Mittel
des Krieges und der Gewalt wählen. Es ist nicht übertrieben zu
sagen, dass auch den in der ersten Linie politisch Verantwort-
lichen ein Moment der Ohnmacht anzumerken war. In einem
positiven Sinne kann das sogar demokratieverstärkend sein, in
gewisser Weise war die politische Elite mit der Bevölkerung in
demGefühl der Überforderung und Erschöpfung vereint. Gleich-
zeitig verstärkt es natürlich das Problem: Wenn die Entschei-
dungsträger nicht mehr in der Lage sind zu reagieren, selbst
also kaum den Eindruck vermitteln, den Lauf der Geschichte
verändern zu können, wie soll jeder Einzelne den Glauben dar-
an aufrechterhalten?

»Dagegen-Debatten«

Wir sind erschöpft angesichts einer Vielzahl von Krisen und vor
uns liegenden Herausforderungen. Erschöpfung macht dünn-
häutig.Wer erschöpft ist, wird schneller laut, hat weniger Res-
sourcen, um zuzuhören, mitzudenken, sich aktiv einzubringen
oder sich auf Neues vorzubereiten und einzulassen. Das bleibt
nicht ohne Auswirkungen auf das Debattenklima: Es ist im
Verlauf der letzten (Krisen-)Jahre rauer und destruktiver gewor-
den.

Viele Menschen haben subjektiv den Eindruck, dass die Po-
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litik ihre Probleme nicht kennt, nicht lösen will oder sie nicht
als wichtig genug erachtet. Und wenn sie es doch tut, dann sind
die Lösungen zu langsam, zu wenig oder zu spät. Die Teilnah-
me an Debatten beschränkt sich dann häufig auf ein »Dagegen-
Sein«, auf die Artikulation von Frust,Wut, Unmut und zuneh-
mend auf Hass und Hetze. »Wir sind das Volk, und der Staat
kann uns mal« fasst es der Historiker Andreas Wirsching poin-
tiert zusammen.Wir erleben also bei einer wachsenden Anzahl
von Bürgerinnen und Bürgern die grundsätzliche Verweigerung
des Diskurses in der Sache – aus Überforderung, aber eben auch
aus dem Gefühl heraus, in der eigenen Perspektive ohnehin kei-
ne Anerkennung zu finden. Die stattdessen an den Tag gelegte
Diskurshaltung lässt sich ambestenmit dem ausgestrecktenMit-
telfinger beschreiben: eine grundsätzliche Skepsis gegenüber
den politischen und medialen Eliten, ein grundsätzliches Miss-
trauengegenüber dem,was als das »Richtige, dasGebotene, das
Unabdingbare« identifiziert wird. Ein Phänomen, das in der
Euro-Krise in aller Deutlichkeit sichtbar war. Während es in
der Bevölkerung breite Mehrheiten gegen den als alternativlos
dargestellten Euro-Rettungskurs gab, fand sich diese Skepsis
kaum repräsentiert in den Parlamenten oder in der medialen
Öffentlichkeit. (Man sollte in diesemZusammenhang nicht ver-
gessen: das – und nicht ausschließlich Migrationsfragen – war
derGeburtshelfer eines erfolgreichen politischen Populismus in
Deutschland.) In jüngerer Zeit sehen wir die Dagegen-Haltun-
gen in Folge der Corona-Pandemie, sicherlich nicht als breites
gesellschaftliches Phänomen, doch dafür umso lauter und teils
radikaler. Die Skepsis undAblehnung von Impfungen stehen da-
für exemplarisch, die Aluhüte symbolisch.

Es scheint ein wiederkehrendes Muster zu sein: Politik, die
über ihre schiere Notwendigkeit und Dringlichkeit begründet
wird, wird allein deshalb zum Angriffspunkt. Das, was eben
noch »common sense«war, etwa ein entschlossenes und schnel-
les Handeln, um die Pandemie zu stoppen, wird so polarisiert
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und emotionalisiert. Möglicherweise rutscht die Klimapolitik
gerade in dieses Muster der Alternativlosigkeit und ruft allein
dadurch Widerstände hervor.

Die Krisen der jüngeren Zeit haben gezeigt, dass es bei die-
sem »Dagegen« kein kohärentes Bild entlang politischer Denk-
richtungengibt. Skepsis gegenüber der Euro-Rettung konntemit
einer Spur Antikapitalismus gut von links begründet sein, eben-
sowie nationalistisch-rechts. In der Corona-Krise machte der Be-
griff der »Querdenker« deutlich, welches ideologische Sammel-
surium die Proteste nährte.

Es wäre verkürzt, das wachsende »Dagegen-Sein« nur an
den Rändern zu diagnostizieren. In gewisserWeise war es dort –
als Ausdruck einer grundsätzlichen Skepsis gegenüber dem»Sys-
tem« – schon immer zu Hause. Verweigerungshaltungen sind
aber auch zunehmend weiter in den Debattenraum vorgedrun-
gen. Ohne die jeweilige Legitimität der Forderungen hier dis-
kutieren zu wollen: Die radikalen Klimaprotestler haben mit
ihren Blockade-Aktionen für eher sachlichmoderate Forderun-
gen wie die Einführung eines Tempolimits radikale Protestfor-
men gewählt, die zunächst nicht wie eine Einladung zum Dia-
log wirken. Ähnliches zeigt sich bei Protesten von Landwirten,
Handwerkerinnen oder Spediteuren, bei denen man fast den
Eindruck haben könnte, sie haben sich, während sie im von der
»Letzten Generation« verursachten Stau standen, die Protest-
formen der Klimaaktivisten sehr genau abgeschaut.

Interessanterweise – die letzten Auseinandersetzungen ha-
ben es erneut gezeigt – »funktioniert« der Verweigerungsansatz,
ebenjene »Dagegen-Debatten«, um im politischen Diskurs
Beachtung zu finden, für manche Positionen und Perspektiven
weitaus besser als die gesittete Teilnahme an den Sachdebat-
ten.

Es wird lauter auf den Straßen. Aber auch in den Parlamen-
ten. Studien zeigen, dass der Einzug der AfD in den Bundestag
und in die Landesparlamente die Verrohung im politischenDis-
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